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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder geplante Änderun-

gen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen Anlass bieten, auch beste-

hende Sachverhalte zu überprüfen. Bitte lesen Sie im Einzelnen: 
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1. Bonuszahlungen der Krankenkasse kürzen nicht die Sonderausgaben 

Erhält ein Steuerpflichtiger von seiner Krankenkasse Bonuszahlungen, weil er an bestimmten 

Vorsorge- und Gesundheitsprogrammen teilgenommen hat, wird der für Krankenversiche-

rungsbeiträge zustehende Sonderausgabenabzug nicht um diese Zahlungen gekürzt. 

Hintergrund 

Die Eheleute machten Arbeitnehmerbeiträge der Ehefrau (F) zur gesetzlichen Kranken- und Pflegever-

sicherung als Sonderausgaben geltend. Das Finanzamt kürzte diese Beiträge um 150 EUR, den F von 

der gesetzlichen Krankenkasse als Kostenerstattung für Gesundheitsmaßnahmen im Rahmen eines 

Bonusprogramms erhalten hatte. Durch das Bonusprogramm beteiligt sich die Krankenkasse mit ei-

nem Zuschuss von jährlich bis zu 150 EUR an den Kosten für bestimmte Vorsorge- und Gesundheits-

maßnahmen, die von den Versicherten privat finanziert werden. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof entschied zugunsten der Eheleute und entschied, dass die Bonuszahlungen 

nicht mit den Krankenversicherungsbeiträgen verrechnet werden dürfen. Voraussetzung für den Son-

derausgabenabzug ist, dass der Versicherte durch seine Aufwendungen (Beiträge) endgültig wirt-

schaftlich belastet ist. Die Belastung entfällt daher, wenn ihm diese Aufwendungen erstattet werden. 

Der Bonus ist jedoch keine Erstattungsleistung. Er steht nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit 

den Versicherungsbeiträgen und wird auch nicht zur Minderung der Beitragslast gezahlt. Vielmehr hat 

F zusätzliche Gesundheitsaufwendungen getragen, die ihr von der Kasse erstattet wurden. Die Kran-

kenversicherungsbeiträge können deshalb ungekürzt abgezogen werden. 

 

2. 5 wertvolle Tipps, wie neue Azubis schneller und besser Buchhaltung lernen 

Es ist schwierig genug, geeignete Bewerber für einen Ausbildungsberuf im Bereich Steuern und Rech-

nungswesen zu finden. Wenn sich dann beide Seiten für den Ausbildungsvertrag entschieden haben, 

sollte die Ausbildung auch ein voller Erfolg werden. Dabei können Sie speziell im Kernfach "doppelte 

Buchführung" helfen, denn selbst wenn sich junge Menschen für einen solchen Beruf entscheiden, 

heißt das noch lange nicht, dass ihnen das Verständnis von "Soll und Haben" von selbst zufliegt. Hier 

finden Sie 5 wertvolle Tipps, wie Rechnungswesen-Neulinge schneller zurechtkommen. 

Neue Sichtweisen fördern 

Warum ist doppelte Buchführung anfangs so unverständlich? Die Vermutung, das müsse so sein, ist 

falsch. Die folgenden Empfehlungen basieren auf dem didaktischen Konzept von HPRühl®, mit dem 

Selbstständige und Führungskräfte in kurzer Zeit das Prinzip von Buchhaltung und Bilanz lernen. Die 

didaktischen Grundlagen sind eins zu eins auch von Auszubildenden und Studierenden nutzbar. 

Tipp 1: Buchhaltung ohne Gesetzestexte lernen 

Scheinbar hat das Finanzamt die doppelte Buchführung erfunden, und um sie zu verstehen, braucht 

man die passenden Gesetzestexte – jedenfalls vermitteln Lehrbücher unterschwellig diesen Eindruck. 

Sie erschlagen Schülerinnen und Schüler schon auf den ersten Seiten mit der Abgabenordnung, dem 

Einkommensteuerrecht und einer Vielzahl weiterer Vorschriften. 

Natürlich ist dem nicht so. Die doppelte Buchführung als geniales und Jahrhunderte altes Konzept 

wurde entwickelt, um betriebliches Wirtschaften abzubilden und zu steuern. Von einem Finanzamt im 

heutigen Sinne gab es noch keine Spur, auch wenn natürlich damals schon alle über die Steuerlast 

stöhnten. Dennoch ist die doppelte Buchführung von der kaufmännischen Konzeption her unabhängig 

von Rechtsnormen. 

Erklären Sie immer erst die kaufmännischen Zusammenhänge eines Sachverhalts und lassen Sie Ge-

setze und Vorschriften bewusst beiseite, bis der wirtschaftliche Zusammenhang nachvollzogen wurde. 
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Tipp 2: Mit T-Konten-Strukturen arbeiten 

Buchhaltung wird nicht am Bildschirm verstanden. Zum Verständnis der doppelten Buchführung ist das 

Verständnis von T-Konten und deren Bedeutung zwingend nötig. 

Leider werden (zwar nicht überall, aber doch zunehmend) Erklärungen direkt anhand einer Software 

am Bildschirm vorgenommen. Besser ist es, erst jeden Sachverhalt mit einer T-Kontenstruktur unab-

hängig von der eingesetzten Software zu erklären und anschließend am Bildschirm zu erläutern, wel-

che Bildschirmdarstellungen und Funktionen den zuvor erklärten Sachverhalt widerspiegeln. 

Nicht umsonst malen sich Profis komplexe Sachverhalte in T-Kontenstrukturen auf, um sie nachzuvoll-

ziehen oder zu erklären. 

Erklären Sie jede Verständnisfrage zur doppelten Buchhaltung Ihren Azubis immer erst anhand von T-

Kontenstrukturen und zeigen Sie erst dann, wie sich das in einer Software darstellt. 

Tipp 3: Moderne Lernmedien einsetzen 

Die jetzige Generation von Auszubildenden gehört zu den "Digital Natives". Womit keineswegs gesagt 

ist, dass alle ein fundiertes Verständnis der modernen Medien haben, manches Mal erstreckt sich das 

Know-how nur auf die Funktionen von WhatsApp oder Facebook. 

Nichtsdestotrotz: Ihre Auszubildenden möchten eLearning und Online-Lernmittel nutzen, um nach ei-

genem Gusto zeit- und ortsunabhängig, aber auch in kleinen Lernhäppchen (etwa an der Bushaltestel-

le, in der Bahn auf dem Weg zu Schule) passende Wissenseinheiten zu verstehen. Dies als Ergän-

zung zu Schule und Lehrbuch, nicht anstatt. 

Machen Sie sich selbst mit den neuen Medien vertraut. Testen Sie verschiedene Optionen: Webinare, 

Podcasts, Apps, Online-Lernseiten, Lerngruppen auf Facebook und leiten Sie die besten an Ihre Azu-

bis weiter. Am Ende dieses Beitrags finden Sie einige Beispiele zu modernen Lernangeboten. 

Tipp 4: Erfolgserlebnisse schaffen 

Ihr unter Mühen und Schwierigkeiten gefundener Auszubildender oder Ihre Auszubildende hat aufge-

geben? Die jungen Leute haben nicht mehr den nötigen Biss? Die Belastbarkeit ist gesunken? Das 

Pflichtgefühl fehlt? 

Mag sein. Könnte man unterschreiben. Wäre da nicht das Aristoteles zugeschriebene Zitat von vor 

2.400 Jahren: "Ich habe überhaupt keine Hoffnung mehr in die Zukunft unseres Landes, wenn einmal 

unsere Jugend die Männer von morgen stellt. Unsere Jugend ist unerträglich, unverantwortlich und 

entsetzlich anzusehen." 

Vielleicht sind Ihre Auszubildenden einfach nur so, wie wir im gleichen Alter waren. Und dann sind sie 

sehr wohl lern- und leistungswillig, nur muss man sie richtig ansprechen. Und dazu gehören von An-

fang an Erfolgserlebnisse. 

Achten Sie besonders auf Online-Lernmedien, die kleine Lerneinheiten mit dem richtigen Maß an Her-

ausforderung (aber nicht Überforderung) anbieten, die Lernenden stringent durch aufeinander aufbau-

ende Lernschritte führen und durch kleine Belohnungssysteme Erfolgserlebnisse schaffen. 

Tipp 5: Die eLearning Einstiegsliste für Ihre Azubis 

Im Folgenden finden Sie gut gemachte eLearning- und andere Angebote, die teils kostenlos, teils kos-

tenpflichtig sind und speziell Anfängern im Rechnungswesen den richtigen Einstieg bieten. 

Die ersten beiden Empfehlungen basieren auf dem Konzept von HPRühl®, das neben der strikten Ab-

wesenheit von Rechtsnormen zur Erklärung der doppelten Buchführung zunächst nur mit 4 T-Konten 

arbeitet (Anlagevermögen, Umlaufvermögen, Eigenkapital, Fremdkapital) und erst später einzelne Be-

standskonten, Erfolgskonten und Privatkonten schrittweise einführt. 
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Das Konzept legt auch auf den Unterschied zwischen Liquidität und Erfolg besonderen Wert und be-

trachtet alle Geschäftsvorfälle unter dem Aspekt ihrer kaufmännischen Wirkung auf Bilanz, Liquidität 

und Ergebnis. 

Die weiteren Empfehlungen betreffen Angebote, die weiterführende und mehr gesetzesbezogene In-

formationen liefern. 

• Der "Grundlagen-Podcast Rechnungswesen" von HPRühl® ist eine 12-teilige, kostenlose, seit 

2010 in den Charts von Apple gelistete Serie, welche die doppelte Buchführung mit Soll und Ha-

ben von Anfang an erklärt. Die MP3-Dateien können heruntergeladen oder online gehört werden, 

sie stehen damit plattformunabhängig auf allen Betriebssystemen zur Verfügung 

(https://soundcloud.com/rechnungswesen-podcast/sets/grundlagenpodcast-rechnungswesen). 

• Die iPhone App BuchenLernen von HPRühl® (nicht für Android, aber auch als Buch verfügbar) 

erklärt die gleichen Inhalte in einer App, mit der direkt auf dem Touchscreen Buchungsaufgaben 

per Fingertipp auf T-Konten gelöst werden können und sofortige Richtig/Falsch-Feedbacks erfol-

gen (http://www.buchenlernen.de). 

• Das Wirtschaftslexikon Gabler bietet auf seiner Webseite mit kompakten Texten und besonderer 

Sorgfalt bei der Nutzung von Fachbegriffen ein empfehlenswertes Lern- und Nachschlagewerk 

für alle, die in kurzer Zeit Sachverhalte wiederholen möchten oder einen Einstieg in eine Frage-

stellung benötigen. Ein zuvor erworbenes Basiswissen ist hilfreich, um maximalen Nutzen daraus 

zu ziehen, auch auf Rechtsnormen wird verwiesen (http://wirtschaftslexikon.gabler.de/). 

• Die Webseite steuerazubi.com behandelt unterschiedliche Themen im Zusammenhang mit der 

Ausbildung zum Steuerfachangestellten und ist auch als Facebookseite verfügbar. Dort können 

sich Steuer-Azubis auch untereinander austauschen, wodurch eine hohe Relevanz für Ihre Aus-

zubildenden garantiert ist (http://www.steuerazubi.com/). 

• Der Haufe eCampus liefert umfassende Informationen zu Berufseinstieg und Karriereentwicklung 

und bietet auch Studenten wertvolle Informationen, etwa zu Studienmöglichkeiten im Ausland 

(http://ecampus.haufe.de/). 

•  

3. Dienstjubiläum: Aufwendungen für die Feier können abziehbar sein 

Feiert der Arbeitnehmer sein Dienstjubiläum und lädt er dazu die Gäste nach abstrakten be-

rufsbezogenen Kriterien ein, handelt es sich bei der Feier um ein berufliches Ereignis. Die Auf-

wendungen können deshalb als Werbungskosten geltend gemacht werden. 

Hintergrund 

Anlässlich seines 40-jährigen Dienstjubiläums lud der Finanzbeamte A an einem Arbeitstag für die Zeit 

von 11 Uhr bis 13 Uhr zu einer Feier ein, die in einem Raum des Finanzamts stattfand. Die Einladung 

erging per E-Mail an alle Mitarbeiter im Haus. A besorgte Wein, Sekt und Häppchen. Die Kosten von 

insgesamt 830 EUR machte A als Werbungskosten geltend. Sowohl das Finanzamt als auch das Fi-

nanzgericht lehnten einen Werbungskostenabzug jedoch ab. Denn ein Dienstjubiläum ist ein privates 

Ereignis, außerdem bestand für A auch keine Verpflichtung, eine Feier auszurichten. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof zeigt sich hier großzügiger und entschied, dass die Aufwendungen für die Feier 

des Dienstjubiläums beruflich veranlasst und damit Werbungskosten sind. 

Ob die Aufwendungen beruflich oder privat veranlasst sind, hängt vor allem vom Anlass der Feier ab. 

Er ist aber nur ein Indiz, nicht das alleinentscheidende Kriterium. Deshalb kann trotz eines persönli-

chen Ereignisses eine berufliche Veranlassung vorliegen. Umgekehrt gilt: Auch wenn ein berufliches 

Ereignis vorliegt, sind die Kosten damit nicht automatisch beruflich veranlasst. 

http://ecampus.haufe.de/
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Deshalb müssen für die Frage der beruflichen Veranlassung weitere Kriterien herangezogen werden. 

Diese sind: 

• Wer tritt als Gastgeber auf? 

• Wer bestimmt die Gästeliste? 

• Sind die Gäste nur Kollegen, Geschäftsfreunde und Mitarbeiter oder auch private Bekannte oder 

Angehörige? 

• Ort der Veranstaltung 

• Bleiben die Kosten im Rahmen vergleichbarer Veranstaltungen? 

• Hat das Fest einen eher betrieblichen oder einen privaten Charakter? 

Werden zum Beispiel Arbeitskollegen wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten betrieblichen 

Einheit oder nach ihrer Funktion eingeladen, ist naheliegend, dass die Aufwendungen für diese Gäste 

(nahezu) ausschließlich beruflich veranlasst sind. Stehen dagegen nur einzeln ausgesuchte Arbeitskol-

legen auf der Gästeliste, lässt dies auf private Beziehungen und somit auf eine nicht nur unerhebliche 

private Mitveranlassung schließen. 

Im Ergebnis waren deshalb die dem A entstandenen Aufwendungen (nahezu) ausschließlich beruflich 

veranlasst. Das Dienstjubiläum ist zum einen ein berufsbezogenes Ereignis. Zum anderen waren nicht 

nur befreundete Kollegen, sondern alle Amtsangehörigen eingeladen. Auch die Höhe der Kosten (nicht 

mal 17 EUR pro Gast), der Veranstaltungsort und die Veranstaltungszeit sprechen für einen berufli-

chen Charakter der Feier. Darüber hinaus lag für die Feier sogar eine Genehmigung durch die Amtslei-

tung vor. 

 

4. Häusliches Arbeitszimmer abziehbar trotz Schreibtisch in der Praxis? 

Wer in seiner Praxis über einen Schreibtischarbeitsplatz verfügt, kann trotzdem die Kosten für 

ein häusliches Arbeitszimmer abziehen. Das gilt vor allem dann, wenn die Praxisräume für die 

Erledigung von Büroarbeiten nicht oder nur eingeschränkt geeignet sind. 

Hintergrund 

Der Kläger ist selbstständiger Logopäde. In seinen Praxisräumen hatte er zwar einen Schreibtischar-

beitsplatz eingerichtet. Zur Erledigung von Büroarbeiten nutzte er aber ein häusliches Arbeitszimmer. 

Denn in der Praxis konnte er Büroarbeiten u. a. wegen der Versorgung der Patienten nur bedingt erle-

digen. 

Das Finanzamt erkannte die Kosten des Arbeitszimmers nicht als Betriebsausgaben an, weil seiner 

Auffassung nach für die Bürotätigkeit ein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung stand. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht gab dagegen dem Kläger Recht. Anders als bei einem Arbeitnehmer indiziert der 

Schreibtischarbeitsplatz eines Selbstständigen im Büro bzw. in der Praxis, dass ihm dieser Arbeitsplatz 

für alle Aufgabenbereiche seiner Erwerbstätigkeit zur Verfügung steht. Erforderlich ist jedoch, dass ihn 

der Steuerpflichtige in dem konkret erforderlichen Umfang und in der konkret erforderlichen Art und 

Weise nutzen kann. Denn nur dann ist der Steuerpflichtige nicht auf das häusliche Arbeitszimmer an-

gewiesen. Kann er aber seinen Arbeitsplatz im Büro bzw. der Praxis nur eingeschränkt nutzen und 

muss er im häuslichen Arbeitszimmer einen nicht unerheblichen Teil seiner beruflichen Tätigkeit ver-

richten, gilt das Abzugsverbot für das Arbeitszimmer nicht. 

Im vorliegenden Fall steht dem Kläger für die Ausübung seiner erforderlichen Büro- und Verwaltungs-

arbeiten kein anderer Arbeitsplatz im konkret erforderlichen Umfang und in der konkret erforderlichen 

Art und Weise zur Verfügung. Denn die Betriebsräume sind nur eingeschränkt für diese Tätigkeiten 
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nutzbar, da sie vorwiegend als Therapieräume für Patienten ausgestattet sind. Büroarbeiten mit Pati-

entendaten sowie Lohnabrechnungen sind aber vertraulich vorzunehmen und können deswegen nicht 

in der Praxis erfolgen. Der Kläger kann die Kosten des Arbeitszimmers deswegen bis zum Höchstbe-

trag von 1.250 EUR abziehen. 

 

5. Vorsteuerabzug: Welche Anschrift darf in der Rechnung verwendet werden? 

Ist es für den Vorsteuerabzug ausreichend, dass der leistende Unternehmer in der Rechnung 

eine Anschrift angibt, unter der er postalisch erreichbar ist, oder ist eine Anschrift erforderlich, 

unter der er seine wirtschaftliche Tätigkeit entfaltet? Diese Frage legt der Bundesfinanzhof dem 

Europäischen Gerichtshof vor. 

Hintergrund 

K betreibt einen Kfz-Handel. In den Jahren 2009 bis 2011 kaufte er Fahrzeuge von Z. Dieser hatte 

Räumlichkeiten angemietet, in denen er kein Autohaus betrieb, sondern nur ein Büro unterhielt, von 

dem aus er seine Fahrzeuge im Onlinehandel vertrieb. In dem Büro kam nur die Post an, wurde dort 

sortiert und bearbeitet. Auch wurden die Akten dort geführt. Am Gebäude befand sich lediglich ein Fir-

menschild. Die Fahrzeuge übergab Z an K zum Teil an öffentlichen Plätzen. 

Das Finanzamt wertete die Geschäftsadresse des Z nur als Briefkastenadresse und damit als Schein-

adresse und verweigerte deshalb K den Vorsteuerabzug aus den Eingangsrechnungen des Z. 

Das Finanzgericht gab dagegen der Klage statt. Seiner Auffassung nach erfordert die gesetzliche Re-

gelung nicht, dass an der angegebenen Anschrift geschäftliche Aktivitäten stattfinden. Die anderslau-

tende bisherige Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ist angesichts der technischen Entwicklung 

überholt. 

Das Finanzamt legte hiergegen Revision ein. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof setzt das Revisionsverfahren aus und legt die Problematik dem Europäischen 

Gerichtshof vor. 

Für den Leistungsempfänger besteht kein Recht auf Vorsteuerabzug, wenn die für den Vorsteuerab-

zug erforderlichen Rechnungsangaben fehlen oder sie unzutreffend sind. Der Bundesfinanzhof hatte 

erst im letzten Jahr dazu entschieden, dass das gesetzlich geforderte Merkmal "vollständige Anschrift" 

nur dann erfüllt ist, wenn der leistende Unternehmer dort seine wirtschaftlichen Aktivitäten entfaltet. 

Unter der von Z angegebenen Adresse fanden jedoch keine ernsthaften wirtschaftlichen Aktivitäten 

statt, sodass K der Vorsteuerabzug nicht zusteht. 

Der Bundesfinanzhof hat jedoch Zweifel daran, ob diese Auslegung des nationalen Rechts mit der 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs übereinstimmt. Denn dieser hatte in einem Fall das 

Vorliegen der formellen Rechnungsvoraussetzungen bejaht, obwohl an der im Handelsregister und 

auch in der Rechnung als Gesellschaftssitz bezeichneten Anschrift eine wirtschaftliche Tätigkeit gar 

nicht möglich war. Nach diesem Urteil könnte man davon ausgehen, dass für den Vorsteuerabzug 

nicht alle formellen Rechnungsvoraussetzungen vorliegen müssen, jedenfalls keine Anschrift voraus-

gesetzt wird, unter der wirtschaftliche Tätigkeiten entfaltet werden. 

 

6. Umsatzsteuer: Welcher Steuersatz gilt für das Parken auf einem Hotelparkplatz? 

Stellt ein Hotel für seine Gäste Parkplätze zur Verfügung, unterliegt dies dem Regelsteuersatz. 

Das gilt auch dann, wenn für das Parken kein besonderes Entgelt berechnet wird. 

Hintergrund 
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Für die Gäste eines Hotels mit Restaurant und Wellnessbereichen standen 150 Parkplätze zur Verfü-

gung. Die mit einem Pkw angereisten Hotelgäste durften freie Parkplätze belegen. Eine Vereinbarung 

mit dem Betreiber des Hotels A mussten die Gäste nicht treffen. A prüfte auch nicht, ob ein Gast einen 

hoteleigenen Parkplatz nutzte oder woanders parkte. Deshalb stellte A kein Entgelt für die Parkplatz-

nutzung in Rechnung. 

In der Umsatzsteuererklärung setzte A für die Umsätze aus Beherbergungsleistungen den ermäßigten 

Steuersatz an, für Frühstück und Nutzung der Fitnesseinrichtungen den Regelsteuersatz. Für die Nut-

zung der Parkplätze nahm A keine Abgrenzung vor. Dagegen unterwarf das Finanzamt die Einräu-

mung von Parkmöglichkeiten dem Regelsteuersatz und schätzte die Kosten auf 1,50 EUR pro Über-

nachtungsgast. 

Vor dem Finanzgericht hatte A mit seiner Klage Erfolg. 

Entscheidung 

Schlechter lief es für A vor dem Bundesfinanzhof: Er hob nämlich das Urteil des Finanzgerichts auf 

und verwies die Sache an dieses zurück. Zur Begründung führten die Richter aus: Der ermäßigte 

Steuersatz kann nur für reine Vermietungs- bzw. Beherbergungsleistungen gewährt werden. Die ge-

setzliche Regelung schließt Nebenleistungen zur Vermietung, die nicht unmittelbar der Vermietung 

dienen, von der Steuerermäßigung aus. 

Die Einräumung von Parkmöglichkeiten für Hotelgäste dient – anders als das Finanzgericht entschie-

den hatte – nicht unmittelbar der Beherbergung, sondern der Verwahrung eines vom Hotelgast mitge-

führten Fahrzeugs. Diese Leistung ist deshalb von der Steuerermäßigung ausgenommen. Neben der 

Vermietung stehende Leistungen unterfallen selbst dann nicht dem ermäßigten Steuersatz, wenn sie 

direkt im Zimmer erfolgen (z. B. Telefon- und Internetnutzung). Das gilt unabhängig davon, ob sie ge-

sondert abgerechnet werden. Für die Einräumung einer Parkmöglichkeit, die keinen konkreten räumli-

chen Bezug zu der Nutzung des Zimmers aufweist, gilt das erst recht. 

Das Finanzgericht muss nun prüfen, ob das Finanzamt die Kosten zutreffend geschätzt hat. 

 

7. Arbeitszimmer: Sind die Kosten gemischt genutzter Nebenräume absetzbar? 

Küche, Bad und Flur werden normalerweise fast ausschließlich privat genutzt. Deshalb können 

die Aufwendungen für diese Räume steuerlich nicht als Betriebsausgaben bzw. Werbungskos-

ten geltend gemacht werden. Das gilt auch dann, wenn ein berücksichtigungsfähiges Arbeits-

zimmer vorhanden ist. 

Hintergrund 

Die Klägerin A ist als selbstständige Lebensberaterin gewerblich tätig. Ihre Tätigkeit übt sie ausschließ-

lich in einem Zimmer ihrer Mietwohnung aus. Deshalb erkannte das Finanzamt die Kosten für dieses 

Zimmer als Betriebsausgaben an. Die von der Klägerin geltend gemachten Aufwendungen für die Kü-

che, das Bad und den Flur berücksichtigte das Finanzamt jedoch nicht. 

Vor dem Finanzgericht hatte die Klage der A keinen Erfolg. Denn nach Ansicht der Richter handelt es 

sich bei diesen Nebenräumen nicht um Arbeitszimmer. Zudem fehlt es an einem verlässlichen Auftei-

lungsmaßstab. 

Entscheidung 

Auch der Bundesfinanzhof lehnt eine Berücksichtigung der anteiligen Kosten für Küche, Bad und Flur 

ab. Denn A nutzt diese Räume zu einem erheblichen Teil privat. Ob ein Zimmer fast ausschließlich be-

ruflich genutzt wird, ist für jeden abgeschlossenen Raum individuell zu entscheiden. 

Würde man im vorliegenden Fall die Nebenräume in die einheitliche Betrachtung mit einbeziehen, wä-

re das nach Ansicht des Bundesfinanzhofs für A sogar von Nachteil. Denn dann würde das Arbeits-
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zimmer mit den Nebenräumen als einheitlicher Raumkomplex angesehen werden und die erhebliche 

private Mitnutzung der Nebenräume dazu führen, dass A unter dem Strich überhaupt keine Arbeits-

zimmerkosten abziehen könnte. 

 

8. Arbeitszimmer: Ein Regal macht aus einem Raum keine zwei Räume 

Ein Raum kann nur dann steuerlich als Arbeitszimmer geltend gemacht werden, wenn er nahe-

zu ausschließlich beruflich genutzt wird. Eine Arbeitsecke, die durch ein Regal vom übrigen 

privat genutzten Raum abgetrennt ist, wird deshalb nicht anerkannt. 

Hintergrund 

A erzielte Einkünfte aus Gewerbebetrieb. Er hatte ein Einfamilienhaus angemietet und nutzte davon 

einen Teil als Gewerbefläche und einen Teil zu privaten Zwecken. In einem der gewerblich angemiete-

ten Räume erledigte er die Büroangelegenheiten seines Gewerbebetriebs. Dieser Raum war zum Teil 

mit einem Schreibtisch und Büroregalen ausgestattet und zum Teil mit einem Sofa, einem Couchtisch, 

einem Esstisch mit Stühlen und einem Fernseher. Die Abtrennung der beiden Bereiche erfolgte durch 

ein Regal. Das Finanzamt verweigerte A die Anerkennung von Arbeitszimmerkosten und erkannte sie 

auch nicht anteilig an. 

Dagegen gewährte das Finanzgericht dem A einen hälftigen Abzug der Raumkosten, begrenzt auf den 

Höchstbetrag von 1.250 EUR. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof erteilte der teilweisen Anerkennung eines gemischt genutzten Raums eine Absa-

ge. Dient ein Raum sowohl zur Erzielung von Einkünften als auch zu privaten Zwecken, sind die Auf-

wendungen insgesamt nicht abziehbar, wenn die private Nutzung einen nicht nur untergeordneten Um-

fang hat. Das gilt auch für Zimmer, die durch eine räumliche Aufteilung mit einer Arbeitsecke beruflich 

genutzt werden. Die Abtrennung durch ein Regal genügt im vorliegenden Fall nicht, um aus dem ein-

heitlichen Raum 2 Räume zu machen. 

 

9. Auch Vorauszahlungen können hinterzogen werden 

Auf hinterzogene Steuern werden Hinterziehungszinsen festgesetzt. Wurden allerdings Ein-

kommensteuer-Vorauszahlungen hinterzogen, stellt sich die Frage, ab welchem Zeitpunkt die 

Zinsen zu berechnen sind. 

Hintergrund 

Der Steuerpflichtige hatte über mehrere Jahrzehnte hohe ausländische Kapitalerträge nicht in seinen 

Einkommensteuererklärungen angegeben. Dies holte er mit einer Selbstanzeige nach. Das Finanzamt 

änderte daraufhin die Einkommensteuerfestsetzungen und setzte Hinterziehungszinsen fest. Deren 

Zinslauf berechnete es bereits ab den jeweiligen vierteljährlichen Vorauszahlungszeitpunkten. Dage-

gen richtete sich die Klage. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht wies die Klage jedoch ab und folgte der Auffassung des Finanzamts. Die Begrün-

dung der Richter: Durch das Verschweigen der Kapitalerträge in den Einkommensteuererklärungen 

hatte der Steuerpflichtige die Vorauszahlungen hinterzogen, die bei korrekter Erklärung der Kapitaler-

träge sonst festgesetzt worden wären. Diesbezüglich handelte er vorsätzlich, denn durch seine selbst-

ständige Tätigkeit als Zahnarzt war ihm das System der Festsetzung von Einkommensteuer-

Vorauszahlungen bekannt. Die Zinsen sind nach den tatsächlich hinterzogenen Beträgen zu berech-

nen. Deshalb ist die Vorauszahlung als Bemessungsgrundlage anzusetzen, die sich aufgrund der zu 
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diesem Zeitpunkt existierenden Jahresfestsetzung bei zutreffender Angabe der Kapitaleinkünfte erge-

ben hätte. 

 

10. Entgeltfortzahlung: Urlaub oder Kur? 

Während einer Kur haben Arbeitnehmer Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Das gilt aber nur 

dann, wenn die Kur nicht wie ein Erholungsurlaub gestaltet ist und in einer Einrichtung der me-

dizinischen Vorsorge oder Rehabilitation durchgeführt wird. 

Hintergrund 

Eine Köchin unterzog sich einer ambulanten Kur auf der Insel Langeoog. Diese wurde von der Kran-

kenkasse bezuschusst. Im Kur- und Wellnesscenter erhielt sie 30 Anwendungen, u. a. Meerwasser-

warmbäder, Bewegungsbäder, Massagen, Schlickpackungen und Lymphdrainagen. Außerdem sollte 

sie täglich in der Brandungszone inhalieren. Ihr Arbeitgeber stellte die Arbeitnehmerin für die Dauer 

der Kur unter Fortzahlung ihrer Vergütung aber nicht frei. Daraufhin beantragte die Köchin Urlaub, den 

der Arbeitgeber bewilligte. Mit ihrer Klage will die Arbeitnehmerin erreichen, dass der genommene Ur-

laub nicht auf den Urlaubsanspruch angerechnet wird. 

Entscheidung 

Das Bundesarbeitsgericht lehnte jedoch den Entgeltfortzahlungsanspruch der Arbeitnehmerin während 

ihrer Kur auf Langeoog ab. Denn Erholungskuren, die ohne akuten Krankheitsanlass nur der Vorbeu-

gung gegen allgemeine Abnutzungserscheinungen oder der bloßen Verbesserung des Allgemeinbe-

findens dienen, sind keine medizinischen Vorsorge- oder Rehabilitationsmaßnahmen. 

Die Klägerin konnte nicht nachvollziehbar darlegen, dass es sich im konkreten Fall nicht um eine sol-

che Erholungskur handelte, sondern dass ihr ein akuter Krankheitsanlass zugrunde lag. Die Kur war 

vielmehr wie ein Urlaub ausgestaltet, da die Klägerin bei nur wenigen Anwendungen pro Tag 3-

wöchigen Aufenthalt auf Langeoog wie einen Erholungsurlaub frei gestalten konnte. 

Die vorgelegten ärztlichen Bescheinigungen genügten nicht. 

Deshalb besteht hier kein Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts nach den gesetzlichen Vor-

schriften über die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall. 

 

11. Elternzeit: Verlangen per Fax ist unwirksam 

Elternzeit muss rechtzeitig und schriftlich vom Arbeitgeber verlangt werden. Fax oder E-Mail 

genügen nicht der gesetzlich geforderten Schriftform. Dieser Formfehler kann dazu führen, 

dass das Elternzeitverlangen nichtig ist. 

Hintergrund 

Eine Angestellte hatte am 10.6.2013 ihrem Arbeitgeber mitgeteilt, dass sie Elternzeit für 2 Jahre in An-

spruch nimmt. Das Schreiben übermittelte sie per Telefax. Am 15.11.2013 kündigte der Arbeitgeber 

das Arbeitsverhältnis. Die Angestellte wehrte sich gegen die Kündigung und argumentierte, dass der 

Arbeitgeber wegen des besonderen Kündigungsschutzes während der Elternzeit nicht kündigen durfte. 

Entscheidung 

Nachdem die Klägerin von den Vorinstanzen Recht bekommen hatte, erlitt sie vor dem Bundearbeits-

gericht eine Niederlage. Denn die Richter entschieden, dass das Arbeitsverhältnis durch die Kündi-

gung vom 15.11.2013 aufgelöst worden war. Auf den Sonderkündigungsschutz während der Elternzeit 

kann sich die Klägerin nicht berufen. Die Klägerin hatte ihre Elternzeit mittels Telefax angekündigt, was 

nicht dem Schriftformerfordernis des Gesetzes entspricht. Der Formfehler führt dazu, dass das Eltern-

zeitverlangen nicht wirksam war. 
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Ein treuwidriges Verhalten des Arbeitgebers konnte das Bundesarbeitsgericht nicht erkennen, auch 

wenn dieser erst einige Monate nach dem fehlerhaften Elternzeitverlangen kündigte. 

 

12. Entfernungspauschale: Unfallkosten sind mit abgegolten 

Mit der Entfernungspauschale sind grundsätzlich sämtliche Aufwendungen abgegolten, die ei-

nem Arbeitnehmer auf dem Weg zur Arbeit bzw. nach Hause entstehen. Deshalb können die 

Kosten eines Unfalls und unfallbedingte Krankheitskosten nicht zusätzlich steuerlich geltend 

gemacht werden. 

Hintergrund 

Die Klägerin hatte auf der Fahrt zur Arbeit mit ihrem Auto einen Unfall. Danach klagte sie über 

Schmerzen im Kopf- und Nackenbereich. Die Reparaturkosten für das Fahrzeug beliefen sich auf ca. 

7.000 EUR. Sowohl die Behandlungskosten als auch die Kosten der Reparatur bekam die Klägerin nur 

zum Teil erstattet. Die verbleibenden Kosten machte sie in ihrer Steuererklärung geltend. Das Finanz-

amt erkannte zwar die Reparaturkosten für das Fahrzeug als Werbungskosten an, nicht dagegen die 

Krankheitskosten. 

Entscheidung 

Die Klage hatte beim Finanzgericht keinen Erfolg. Denn nach Auffassung der Richter deckt die Entfer-

nungspauschale nach dem ausdrücklichen Wortlaut des Gesetzes sämtliche Aufwendungen ab, die 

durch die Wege zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte entstehen. Dazu gehören auch die außerge-

wöhnlichen Kosten, die z. B. bei einem Unfall entstehen. Deshalb kommt eine steuerliche Berücksich-

tigung der Behandlungskosten nicht infrage. Aus diesem Grund hätte das Finanzamt die Reparatur-

kosten für das Fahrzeug ebenfalls nicht berücksichtigen dürfen. 

 

13. Beiträge zur Berufshaftpflichtversicherung: Bei angestelltem Rechtsanwalt kein Arbeitslohn 

Schließt eine Rechtsanwalts-GbR im eigenen Namen und auf eigene Rechnung eine Berufs-

haftpflichtversicherung ab und erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf die angestell-

ten Rechtsanwälte, führt dies nicht zu Arbeitslohn. 

Hintergrund 

Eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), bestehend aus einem Notar und mehreren Rechtsan-

wälten und Steuerberatern, schloss im eigenen Namen und auf eigene Rechnung eine Berufshaft-

pflichtversicherung ab. Die angestellten Rechtsanwälte, die nicht Gesellschafter der GbR waren, hat-

ten für ihre Tätigkeit eigene Berufshaftpflichtversicherungen abgeschlossen. 

Das Finanzamt behandelte die von der GbR getragenen Versicherungsbeiträge für ihre eigene Berufs-

haftpflichtversicherung als Arbeitslohn der angestellten Rechtsanwälte. 

Entscheidung 

Die Revision der GbR vor dem Bundesfinanzhof war erfolgreich. Die Berufshaftpflichtversicherung 

diente dem eigenen Versicherungsschutz der GbR und ihrer Gesellschafter. Der Arbeitgeber wendet 

mit dem Abschluss einer eigenen Berufshaftpflichtversicherung seinen Arbeitnehmern keinen Arbeits-

lohn zu. Es fehlt an einer Leistung des Arbeitgebers, die eine Gegenleistung für das Zurverfügungstel-

len der individuellen Arbeitskraft des Arbeitnehmers ist. 

In anderen Fällen hatte der Bundesfinanzhof bereits entschieden, dass der Erwerb des eigenen Haft-

pflichtversicherungsschutzes durch eine Rechtsanwalts-GmbH zu keinem lohnsteuerlich erheblichen 

Vorteil bei den Arbeitnehmern führt, da sie damit ihre eigene Berufstätigkeit versichert. Zu dem glei-

chen Ergebnis kam der Bundesfinanzhof bei einer Betriebshaftpflichtversicherung eines Krankenhau-
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ses. Die Mitversicherung der angestellten Klinikärzte ist keine Gegenleistung für die Beschäftigung, 

auch wenn die Ärzte keine eigene Haftpflichtversicherung abschließen müssen. 

Der Abschluss einer Betriebshaftpflichtversicherung führt somit nicht zu Arbeitslohn, auch wenn sich 

der Versicherungsschutz auf die Arbeitnehmer erstreckt. Denn der Zweck der Versicherung besteht 

darin, dem Arbeitgeber einen möglichst umfassenden Versicherungsschutz für alle bei ihm Beschäftig-

ten zu gewähren. Die Ausdehnung des Versicherungsschutzes auf die Haftpflicht der Arbeitnehmer 

vermeidet Spannungen zwischen Mitarbeitern und Arbeitgeber, die bei der unmittelbaren Inanspruch-

nahme der Arbeitnehmer durch einen geschädigten Dritten entstehen könnten. Das dient letztlich dem 

unternehmerischen Interesse. 

 

14. Betreutes Wohnen: Wann liegt ein Gewerbebetrieb vor? 

Werden Wohnungen im Rahmen des sog. betreuten Wohnens vermietet, sind die Erträge keine 

Einnahmen aus Gewerbebetrieb, sondern sind als Einnahmen aus Vermietung und Verpach-

tung zu qualifizieren. Das gilt auch, wenn von dem Vermieter zusätzlich unterstützende Leis-

tungen für die altersadäquate Wohnungsnutzung der Mieter erbracht werden. 

Hintergrund 

Die Klägerin, eine GmbH & Co. KG, erzielte Erträge aus der Vermietung einer Seniorenwohnanlage in 

der Form des sog. betreuten Wohnens. Die Mieter schlossen einen Betreuungsvertrag mit Grundleis-

tungen mit der X-GmbH ab. Die Klägerin setzte die Mieteinnahmen als Einkünfte aus Vermietung und 

Verpachtung an. Das Finanzamt behandelte diese jedoch als gewerbliche Einkünfte, da der Rahmen 

einer privaten Vermögensverwaltung überschritten wurde. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht urteilte zugunsten der Klägerin und entschied, dass diese nicht gewerblich tätig ist. 

Ein Gewerbebetrieb liegt vor, wenn wegen nicht üblicher Sonderleistungen des Vermieters von einem 

gewerblichen Beherbergungsbetrieb (Hotel, Fremdenpension) auszugehen ist. Erbringt ein Dritter zu-

sätzliche Leistungen, sind diese dem Vermieter nur dann zuzurechnen, wenn sie der Dritte aufgrund 

eines Geschäftsbesorgungsvertrags für den Vermieter erbracht hat. 

Zwar müssen im vorliegenden Fall die Mieter die Grundleistungen der X-GmbH in Anspruch nehmen. 

Dies reicht allerdings nicht aus, um die Tätigkeit der Klägerin als gewerblich zu qualifizieren. Im Ergeb-

nis führen bloße unterstützende Leistungen für die altersadäquate Wohnungsnutzung der Mieter nicht 

zu einer Gewerblichkeit der Vermietung. 

 

15. Wann Säumniszuschläge erlassen werden können 

Ist dem Steuerpflichtigen die rechtzeitige Zahlung seiner Steuern nicht möglich, ist die Erhe-

bung von Säumniszuschlägen, um Druck zur Zahlung auszuüben, sinnlos und deshalb unbillig. 

Hintergrund 

Der Kläger erzielte steuerpflichtige Umsätze. Er tilgte die festgesetzten Umsatzsteuern jedoch erst 

nach Rückstandsanzeigen und Mietpfändungen. Insgesamt entstanden Säumniszuschläge von insge-

samt 141.422 EUR. Diese wollte der Kläger wegen persönlicher bzw. sachlicher Unbilligkeit hälftig er-

lassen haben. 

Das Finanzamt lehnte dies ab, insbesondere weil ein Erlass aus persönlichen Billigkeitsgründen nur 

den weiteren Gläubigern zugutekommt und ein Erlass aus sachlichen Gründen nicht möglich ist, da 

der Kläger noch keinen Insolvenzantrag gestellt hatte. 

Entscheidung 
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Nach Ansicht des Gerichts kommt aus den vom Finanzamt genannten Gründen ein Erlass der Säum-

niszuschläge aus persönlichen Billigkeitsgründen nicht in Betracht. 

Ein sachlicher Billigkeitsgrund für den Erlass von Säumniszuschlägen könnte hier aber vorliegen, wenn 

beim Kläger Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit vorgelegen hat. Dies muss für den gesamten 

Säumniszeitraum geprüft werden und nicht nur für die Fälligkeitszeitpunkte der Steuerforderungen. 

Für eine ermessensfehlerfreie Entscheidung bedarf es allerdings weiterer Ermittlungen von Amts we-

gen unter Berücksichtigung der Mitwirkungspflicht des Klägers. 

 

16. Achtung, wenn der Vorläufigkeitsvermerk ersetzt und eingeschränkt wird 

Wird ein Vorläufigkeitsvermerk in einem Änderungsbescheid im Vergleich zum Ursprungsbe-

scheid eingeschränkt, heißt es aufgepasst: Denn durch den neuen Vorläufigkeitsvermerk wer-

den die dadurch nicht mehr erfassten Punkte des Änderungsbescheids bestandskräftig. 

Hintergrund 

Das Finanzamt erklärte die Veranlagungen für A für vorläufig wegen ungewisser Tatsachen betreffend 

dessen Kapitalerträge und Nichtberücksichtigung pauschaler Werbungskosten und Höhe des Grund-

freibetrags. Später wurde der Bescheid geändert und enthielt nun Vorläufigkeitspunkte bzgl. pauscha-

ler Werbungskosten und des Grundfreibetrags. Der Bescheid enthielt jedoch keinen Vorläufigkeitsver-

merk mehr und auch keinen Hinweis auf die Aufhebung des Vorläufigkeitsvermerks hinsichtlich des 

Ansatzes der Einkünfte aus Kapitalvermögen. Nach endgültiger Ermittlung der Kapitalerträge stellte A 

den Antrag auf Änderung der Bescheide zu seinen Gunsten, was das Finanzamt jedoch ablehnte. 

Denn die Bescheide seien in diesem Punkt nicht mehr vorläufig. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof hob das Urteil des Finanzgerichts, das der Klage des A noch stattgegeben hatte, 

auf und wies die Klage ab. 

Setzt das Finanzamt die Steuer vorläufig fest, bleibt der Vorläufigkeitsvermerk bis zu seiner ausdrück-

lichen Aufhebung wirksam. Eine stillschweigende Aufhebung des Vorläufigkeitsvermerks ist zwar aus-

geschlossen. Keine stillschweigende Aufhebung des Vorläufigkeitsvermerks, sondern eine inhaltlich 

neue Bestimmung liegt dagegen vor, wenn einem Änderungsbescheid im Verhältnis zum Ursprungs-

bescheid ein inhaltlich eingeschränkter Vorläufigkeitsvermerk beigefügt wird. Damit wird der Umfang 

der Vorläufigkeit gegenüber dem ursprünglichen Bescheid geändert und im Änderungsbescheid ab-

schließend umgeschrieben. 

Dementsprechend kann der Änderungsbescheid nicht mehr geändert werden. Denn hinsichtlich der 

Höhe der Kapitaleinkünfte enthält er keinen Vorläufigkeitsvermerk mehr. 

 

17. Welche Rolle spielen Steuer-CDs für die Wirksamkeit einer Selbstanzeige? 

Wer Schwarzgeld auf Auslandskonten versteckt hat, kann mit einer Selbstanzeige einer Bestra-

fung entgehen. Wurde jedoch in den Medien vom Ankauf einer Steuer-CD von der Bank des 

Steuerpflichtigen berichtet, kann es mit der ersehnten Straffreiheit vorbei sein. 

Hintergrund 

Ein Anleger unterhielt verschiedene Konten und Depots bei schweizerischen Banken. Die erzielten 

Kapitaleinkünfte gab er über Jahre hinweg nicht in seinen deutschen Einkommensteuererklärungen an. 

Zum Jahreswechsel 2011/2012 kauften die deutschen Finanzbehörden eine Steuer-CD mit Kundenda-

ten einer Bank, bei der der Anleger ein Konto hatte. Die Presse berichtete darüber und nannte dabei 

den Namen der Bank. 
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Im September 2012 offenbarte sich der Anleger mit einer Selbstanzeige bei seinem Finanzamt. Zu 

diesem Zeitpunkt hatte die Finanzverwaltung die Datensätze bereits ausgewertet, die Kundendaten 

des Anlegers entdeckt, einen Verdachtsprüfungsvermerk geschrieben und ein Steuerstrafverfahren 

gegen ihn eingeleitet. 

Entscheidung 

Das Oberlandesgericht entschied zuungunsten des Anlegers. Seine Selbstanzeige entfaltete keine 

strafbefreiende Wirkung, denn seine Steuerstraftat war bereits "entdeckt". 

Maßgeblich ist, ob der Täter nach seiner persönlichen Erkenntnis- und Urteilsfähigkeit eine Tatentde-

ckung annehmen musste. Das Oberlandesgericht vertritt hierzu eine weitgefasste Auslegung: Das 

Merkmal des "Rechnenmüssens" ist bereits erfüllt, wenn der Täter die Tatentdeckung für durchaus 

möglich oder wahrscheinlich hält. Es genügt, dass der Täter aufgrund der ihm bekannten Umstände 

eine Entdeckung für naheliegend hält, ohne hiervon aber bereits sicher ausgehen zu müssen. 

Im vorliegenden Fall musste der Anleger im Zeitpunkt seiner Selbstanzeige mit der Tatendeckung ge-

rechnet haben. Durch die Medienberichterstattung hatte er Kenntnis über den erfolgten Ankauf von 

Datensätzen seiner Bank. Er musste also damit rechnen, dass seine Hinterziehungstaten bereits ent-

deckt worden waren. 

 

18. Prozesskosten einer Klage auf Schmerzensgeld sind keine außergewöhnlichen Belastungen 

Die Kosten eines Zivilprozesses sind grundsätzlich nicht als außergewöhnliche Belastungen 

abziehbar. Das gilt auch für eine Klage, mit der Schmerzensgeldansprüche geltend gemacht 

werden. 

Hintergrund 

Die Ehefrau (F) war an den Folgen eines Krebsleidens verstorben. Im Jahr 2011 verklagte der Ehe-

mann (M) den behandelnden Arzt u. a. auf Schmerzensgeld wegen eines geltend gemachten Behand-

lungsfehlers. 

In der Einkommensteuer-Erklärung für 2011 machte M von ihm in 2011 gezahlte Zivilprozesskosten 

von rund 12.000 EUR als außergewöhnliche Belastung geltend. Das Finanzamt berücksichtigte die 

Aufwendungen jedoch nicht. 

Vor dem Finanzgericht bekam M Recht. Die Richter beriefen sich in der Urteilsbegründung auf ein Ur-

teil des Bundesfinanzhofs, nach dem Prozesskosten aus rechtlichen Gründen als zwangsläufig anzu-

erkennen sind, wenn sich der Steuerpflichtige nicht mutwillig oder leichtfertig auf den Prozess einge-

lassen hat. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof wies dagegen die Klage ab, da er an der in dem Urteil, auf das sich das Finanz-

gericht berufen hatte, vertretenen Auffassung nicht mehr festhält. Zivilprozesskosten sind also nur in-

soweit abziehbar, als der Prozess existenziell wichtige Bereiche oder den Kernbereich menschlichen 

Lebens berührt. Wenn der Steuerpflichtige ohne den Rechtsstreit Gefahr liefe, seine Existenzgrundla-

ge zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht mehr befrie-

digen zu können, kann er aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen gezwungen sein, einen Zivilpro-

zess zu führen, sodass die Prozesskosten zwangsläufig erwachsen. 

Im vorliegenden Fall betreffen die Ansprüche wegen Schmerzensgeld nicht existenziell wichtige Berei-

che oder den Kernbereich menschlichen Lebens. M lief nicht Gefahr, ohne diese Ansprüche die Exis-

tenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen Umfang nicht 

mehr befriedigen zu können. Die Voraussetzungen für den Abzug der Prozesskosten als außerge-

wöhnliche Belastungen lagen damit nicht vor. 
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19. Wann die Kosten einer Heimunterbringung als außergewöhnliche Belastungen abziehbar sind 

Wer krank oder pflegebedürftig ist und sich deshalb in einem Heim versorgen lässt, kann die 

entsprechenden Kosten grundsätzlich steuerlich als außergewöhnliche Belastungen geltend 

machen. Probleme gibt es jedoch, wenn der Steuerpflichtige sich nur aus Altersgründen für ei-

ne Heimunterbringung entscheidet. 

Hintergrund 

Die Klägerin machte zum einen Krankheitskosten i. H. v. 1.225 EUR, zum anderen Aufwendungen für 

Pflege und Betreuungsleistungen i. H. v. 1.557 EUR als außergewöhnliche Belastungen geltend. 

Die Aufwendungen der Klägerin für Unterkunft und Verpflegung in dem Seniorenheim erkannte das Fi-

nanzamt jedoch nicht an, da es sich um Kosten der Lebensführung handele. Diese seien durch den 

Grundfreibetrag abgegolten. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht folgte den Argumenten des Finanzamts und entschied, dass die Unterbringungskos-

ten der Klägerin nicht zwangsläufig sind. Zwar erfüllte die Klägerin die Voraussetzungen für die Pflege-

stufe I, eine vollstationäre Pflege war jedoch nicht erforderlich. Deshalb geht das Gericht davon aus, 

dass die Aufwendungen der Klägerin für ihre Unterbringung im Wohnstift übliche Aufwendungen der 

Lebensführung sind. 

Die Unterbringungskosten sind nur dann als außergewöhnliche Belastungen zu berücksichtigen, wenn 

die Unterbringung in einem Altenheim veranlasst sei, weil der Betroffene infolge einer Krankheit pfle-

gebedürftig geworden sei, nicht dagegen, wenn der Steuerpflichtige erst während des Aufenthalts er-

krankt sei. 

 

20. Kein Mitunternehmer ohne Mitunternehmerinitiative und Mitunternehmerrisiko 

Eine Mitunternehmerstellung setzt Mitunternehmerinitiative und Mitunternehmerrisiko voraus. 

Wird eine Vergütung nach dem eigenen Umsatz vereinbart und eine Beteiligung an den stillen 

Reserven ausgeschlossen, bedarf es einer besonders ausgeprägten Mitunternehmerinitiative, 

damit eine Mitunternehmerstellung bejaht werden kann. 

Hintergrund 

Die Ärzte A und B betrieben eine Gemeinschaftspraxis. 1998 nahmen sie die Ärztin C in die Gemein-

schaft auf. Der Vertrag sah vor, dass die Geschäftsführung gemeinschaftlich ausgeübt wird, Entschei-

dungen mehrheitlich getroffen werden und für aus der Gemeinschaft entstehende Verbindlichkeiten als 

Gesamtschuldner gehaftet wird. C wurde eine Option zum Erwerb eines Drittels der Praxis eingeräumt. 

Die Verfügungsmacht über Konten und die Barkasse lag bei A und B. Für den Fall des Ausscheidens 

eines Gesellschafters sah der Vertrag keine Regelungen über Abfindungszahlungen vor. C machte 

von der Erwerbsoption keinen Gebrauch. Der Gesellschaftsvertrag aus dem Jahr 1998 wurde deshalb 

unverändert fortgeführt. 

Das Finanzamt erließ für das Jahr 2007 einen Feststellungsbescheid, mit dem es die Besteuerungs-

grundlagen nur für eine 2-gliedrige Gesellschaft bürgerlichen Rechts (A, B) feststellte und den Gesell-

schaftern hälftig zurechnete. Denn nach Auffassung des Finanzamts war C nicht Mitunternehmerin der 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts geworden. 

Das Finanzgericht entschied ebenfalls, dass C wegen fehlender Gewinnbeteiligung nicht Mitunterneh-

merin der Gesellschaft bürgerlichen Rechts gewesen sei. 

Entscheidung 
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Der Bundesfinanzhof wies die Revision von A und B zurück und bestätigte damit das Urteil des Fi-

nanzgerichts. 

Voraussetzung einer Mitunternehmerschaft sind die Merkmale der Mitunternehmerinitiative und des 

Mitunternehmerrisikos. Diese können im Einzelfall mehr oder weniger ausgeprägt sein. So kann z. B. 

ein geringes Initiativrecht durch ein besonders ausgeprägtes Mitunternehmerrisiko ausgeglichen wer-

den. Wichtig ist aber, dass beide Merkmale vorliegen müssen. 

Mitunternehmerrisiko bedeutet Teilnahme am Erfolg oder Misserfolg eines Unternehmens, also Beteili-

gung am Gewinn und Verlust sowie an den stillen Reserven des Anlagevermögens einschließlich ei-

nes Geschäftswerts. Mitunternehmerinitiative bedeutet vor allem Teilnahme an den unternehmerischen 

Entscheidungen, mindestens Ausübung von Gesellschaftsrechten die den Stimm-, Kontroll- und Wi-

derspruchsrechten eines Kommanditisten angenähert sind. 

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs lag kein ausreichendes Mitunternehmerrisiko der C vor. 

Zum einen war sie nicht am Gewinn der Gesellschaft bürgerlichen Rechts beteiligt. Sie erhielt lediglich 

eine umsatzabhängige Vergütung, die sich nach dem von ihr selbst erwirtschafteten Umsatz bemaß. 

Am Verlust der Gesellschaft nahm C nur begrenzt teil. 

Zum anderen blieben die materiellen Werte unverändert den bisherigen Gesellschaftern A und B zuge-

rechnet. Eine Beteiligung der C an stillen Reserven fehlte, was durch das Fehlen einer Abfindungsre-

gelung bestätigt wird. 

Darüber hinaus war C in wesentlichen Bereichen von einer gemeinschaftlichen Geschäftsführung aus-

geschlossen (Neuinvestitionen, Verfügung über die Praxiskonten). C hatte somit keine Möglichkeit, wie 

ein Unternehmer das Schicksal der Gesellschaft maßgeblich zu beeinflussen. 

Die Einkünfte der C sind daher nicht zusammen mit den Einkünften der A und B festzustellen, sondern 

im Rahmen ihrer Einkommensteuer-Veranlagung zu berücksichtigen. 

 

21. Umsatzsteuer: Ist die Anmietung von Parkplätzen für Mitarbeiter steuerpflichtig? 

Überlässt der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern verbilligt Parkplätze, stellt dies eine Leistung dar, 

die der Umsatzsteuer unterliegt. 

Hintergrund 

P hatte für ihre Mitarbeiter in einem benachbarten Parkhaus Parkplätze für jeweils 55 EUR im Monat 

angemietet. Die Mitarbeiter waren parkberechtigt, wenn sie sich an den Kosten mit 27 EUR monatlich 

beteiligten. Mit der Anmietung der Parkplätze bezweckte P einen ungestörten Betriebsablauf. Nach der 

Rückkehr von Auswärtsterminen hatten die Mitarbeiter regelmäßig Schwierigkeiten, einen Parkplatz zu 

finden. 

Die Mitarbeiterzahlungen unterwarf P nicht der Umsatzsteuer. Das Finanzamt war jedoch der Ansicht, 

P habe mit der Überlassung der Parkplätze eine entgeltliche sonstige Leistung erbracht. 

P argumentierte dagegen, dass der Vorgang bei Unentgeltlichkeit wegen des überwiegenden betriebli-

chen Interesses nicht steuerbar wäre. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof entschied jedoch, dass die verbilligte Parkraumüberlassung an die Angestellten 

steuerbar war. Entgeltliche Leistungen liegen auch dann vor, wenn sie verbilligt erbracht werden. 

P hat ihren Angestellten gegen Kostenbeteiligung und damit entgeltlich Parkraum überlassen. Uner-

heblich ist, dass P diese Leistungen überwiegend zu unternehmerischen Zwecken erbracht hat. 

Bei einer unentgeltlichen Leistung ist zu unterscheiden, ob sie unternehmensfremden Zwecken oder 

unternehmenseigenen Interessen dient. Nur im ersten Fall ist die Leistung steuerbar. Diese Differen-
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zierung gilt jedoch für entgeltliche Leistungen nicht. Sie sind in beiden Fällen steuerbar. Bemessungs-

grundlage ist grundsätzlich das Entgelt, d. h. alles, was der Arbeitnehmer aufwendet, um die Leistung, 

hier die Parkraumbenutzung zu erhalten. 

Im Streitfall zahlten die Mitarbeiter mit 27 EUR im Monat rund die Hälfte der Ausgaben der P, sodass 

der Entgeltcharakter zu bejahen war. Anders könnte es gesehen werden, wenn lediglich ein symboli-

scher Betrag entrichtet wird. 

 

22. Private Internetnutzung am Arbeitsplatz: Arbeitgeber darf Arbeitnehmer kontrollieren 

Der Arbeitgeber darf die private Internetnutzung im Unternehmen verbieten. Hat er ein Verbot 

ausgesprochen, darf er auch überwachen, ob es eingehalten wird. 

Hintergrund 

Ein Unternehmen hatte gegenüber seinem rumänischen Arbeitnehmer den Verdacht, dass dieser wäh-

rend der Arbeitszeit den Dienst-PC im Büro für private Nachrichten nutzte. Im Unternehmen war die 

private Internetnutzung jedoch generell verboten. Der Mitarbeiter bestritt den Vorwurf. Daraufhin werte-

te das Unternehmen den Dienst-PC des Arbeitnehmers aus und erstellte Chatprotokolle. Dadurch be-

stätigte sich der Verdacht der privaten Nutzung. Der Arbeitgeber kündigte deshalb dem Mitarbeiter. In 

allen Instanzen der rumänischen Gerichte bekam der Arbeitgeber Recht. 

Schließlich klagte der Arbeitnehmer vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte. Er sah 

sich in seinem Recht auf Achtung des Privat-und Familienlebens verletzt. 

Entscheidung 

Die Richter sahen dies jedoch anders und entschieden, dass die private Nutzung des Internets in der 

Firma kein Menschenrecht ist. Die Klage des Arbeitnehmers wurde damit abgewiesen. 

Das Vorgehen des Arbeitgebers ist legitim gewesen und das Verbot der privaten Nutzung der Dienst-

PCs zu Recht erfolgt. Den Mitarbeitern war damit eindeutig untersagt gewesen, auf ihrem Firmenrech-

ner privat zu chatten oder zu mailen. Ob das Verbot eingehalten wurde, durfte der Arbeitgeber kontrol-

lieren. Im Verhältnis ist dies angemessen. 

Hat der Arbeitgeber die private Nutzung ausdrücklich untersagt, rechtfertigt deshalb ein Verstoß die 

Kündigung. 

 

23. Antragsveranlagung: Wann läuft die Festsetzungsfrist ab? 

Fällt das Ende der Festsetzungsfrist auf einen Sonntag, Feiertag oder Samstag, endet diese 

erst mit Ablauf des nächstfolgenden Werktags. Das gilt auch bei der Antragsveranlagung, wenn 

der 31.12. ein Samstag, Sonntag oder Feiertag ist. 

Hintergrund 

Der Arbeitnehmer A erzielte 2007 ausschließlich Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit. Seine Ein-

kommensteuer-Erklärung ging am 2.1.2012 beim Finanzamt ein. Dieses lehnte die Durchführung einer 

Antragsveranlagung ab. Die Erklärung ist nämlich erst nach Ablauf der Festsetzungsfrist am 

31.12.2011 eingegangen. 

Das Finanzgericht folgte dieser Auffassung und wies die Klage ab. Die Begründung: Die Sonderrege-

lung für Samstage, Sonntage und Feiertage ist auf den Ablauf der Festsetzungsfrist nicht anwendbar. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof kommt dagegen zu einem anderen Ergebnis und urteilt zugunsten des A. 
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Eine Veranlagung wird, wenn das Einkommen ganz oder teilweise aus Einkünften aus nichtselbststän-

diger Arbeit besteht, nur durchgeführt, wenn sie beantragt wird. Der Antrag wird durch Abgabe einer 

Einkommensteuer-Erklärung gestellt. Er ist innerhalb der Festsetzungsfrist zu stellen, die für die Ein-

kommensteuer 4 Jahre beträgt. Die Festsetzungsfrist beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem die Steuer 

entstanden ist. Die Einkommensteuer für das Jahr 2007 verjährte also grundsätzlich mit Ablauf des 

Jahres 2011. 

Der Bundesfinanzhof wendet hier jedoch die Regel an, dass sich der Fristablauf – sollte er auf einen 

Samstag, Sonntag oder Feiertag fallen – auf den nächsten Werktag verschiebt. Diese Regelung gilt 

nach Ansicht des Bundesfinanzhofs auch für die Festsetzungsfrist. 

Mit dem Eingang der Einkommensteuer-Erklärung beim Finanzamt am 2.1.2012 hat A den Antrag auf 

Veranlagung vor Ablauf der Festsetzungsfrist gestellt. Da A durch Einreichung der Steuererklärung 

den Antrag auf Veranlagung somit noch fristgerecht beim Finanzamt eingereicht hat, ist dieses ver-

pflichtet, für 2007 eine Einkommensteuer-Veranlagung durchzuführen. 

 

24. Gerichtsverfahren: Welche Entschädigung gibt es bei überlanger Verfahrensdauer? 

Vergehen seit Klageerhebung mehr als 2 Jahre, ohne dass das Gericht tätig wird, haben die 

Kläger Anspruch auf eine Entschädigung wegen überlanger Verfahrensdauer. 

Hintergrund 

Die Eheleute hatten gegen den Einkommensteuer-Bescheid des Jahres 2007 im März 2010 Klage 

beim Finanzgericht erhoben. Nach einer Akteneinsicht im Oktober 2010 baten die Eheleute um Termi-

nierung. Nach Mitteilung des Finanzgerichts war jedoch eine Terminierung nicht absehbar, da das Ge-

richt erst Fälle der Jahre 2006 und 2007 bearbeitet. Weiter wurde das Finanzgericht nicht tätig. Auf ei-

ne Verzögerungsrüge der Eheleute vom Dezember 2011 erwiderte das Gericht, dass wegen der Ge-

schäftslage nicht mit einer Terminierung in absehbarer Zeit zu rechnen ist. Im Oktober 2012 und April 

2013 erhoben die Eheleute erneut Verzögerungsrügen. Im April 2013 lud das Finanzgericht endlich zur 

mündlichen Verhandlung im Mai 2013 und wies die Klage ab. 

Die Eheleute erhoben daraufhin Entschädigungsklage. Der Sachverhalt ist zum einen unstreitig gewe-

sen. Zum anderen hatte sich die Rechtsfrage darauf beschränkt, ob die Zahlung als Schenkung oder 

als Arbeitslohn anzusehen ist. Nach Ansicht der Eheleute hätte das Finanzgericht gut 2 Jahre nach 

Eingang der Klage mit der Bearbeitung beginnen müssen. Da dies nicht geschehen ist, ist das Verfah-

ren als verzögert zu betrachten. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof folgte der Auffassung der Eheleute und entschied, dass ihnen eine Entschädi-

gung zusteht. 

Dieser Entschädigungsanspruch wurde wegen unangemessener Dauer des Gerichtsverfahrens ge-

währt. Die Angemessenheit der Verfahrensdauer richtet sich nach den Umständen des Einzelfalls, ins-

besondere nach der Schwierigkeit und Bedeutung des Verfahrens und nach dem Verhalten der Ver-

fahrensbeteiligten und Dritter. 

Grundsätzlich lässt sich ein Klageverfahren vor dem Finanzgericht in 3 Phasen einteilen: Phase 1 be-

steht in der Einreichung und dem Austausch der Schriftsätze. In Phase 2 kann das Verfahren wegen 

der Arbeit des Gerichts an anderen Verfahren nicht bearbeitet werden. In Phase 3 trifft das Finanzge-

richt Maßnahmen, um in dem Verfahren zu einer Entscheidung zu kommen (z. B. Sachaufklärung, 

rechtliche Hinweise, Ladung zur mündlichen Verhandlung). Weist ein Klageverfahren keine wesentli-

chen Besonderheiten auf, ist es noch angemessen, wenn das Finanzgericht gut 2 Jahre nach Klage-

eingang mit Maßnahmen der Phase 3 beginnt. 
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Im vorliegenden Fall liegt eine Verzögerung von 12 Monaten vor. Das Finanzgericht hätte gut 2 Jahre 

nach Klageeingang im März 2012 mit der Bearbeitung des Verfahrens beginnen müssen. Es hat je-

doch erst mit der im April 2013 verfügten Ladung zur mündlichen Verhandlung das Verfahren weiter 

betrieben. Demnach war das Verfahren von April 2012 bis März 2013 und damit für insgesamt 12 Mo-

nate als verzögert anzusehen. 

Für diese Verzögerung steht den Eheleuten eine Entschädigung zu. Jedem der Eheleute wurden 1.200 

EUR Entschädigung zugesprochen. 

 

25. Sturz in der Reha-Klinik: Arbeitsunfall ja oder nein? 

Ein Sturz während der Arbeitszeit kann ein Arbeitsunfall sein. Passiert der Sturz dagegen in ei-

ner Kantine während einer Reha-Maßnahme, liegt nur dann ein Arbeitsunfall vor, wenn die Ein-

nahme der Mahlzeiten in der Kantine ärztlich "zwingend" vorgeschrieben ist. 

Hintergrund 

Ein Mann war in der Kantine einer Reha-Klinik in der Nähe der Essensausgabe aus seinem Rollstuhl 

gestürzt. Dabei hatte er sich eine Fraktur des Sprunggelenks zugezogen. 

Entscheidung 

Die Klage des Mannes gegen die zuständige Berufsgenossenschaft wurde vom Gericht jedoch abge-

wiesen. 

Denn die Nahrungsaufnahme betrifft eigene Belange. Sie steht in keinem unmittelbaren Zusammen-

hang mit dem Aufenthalt in der Reha-Klinik. Dass die Einnahme von Mahlzeiten in der Kantine von der 

Klinikleitung ausdrücklich empfohlen worden war, damit die Patienten am sozialen Leben in der Klinik 

teilhaben, ändert daran nichts. Vielmehr müsste die Einnahme der Mahlzeiten in der Kantine ärztlich 

"zwingend" vorgeschrieben worden oder aus medizinischen Gründen erforderlich sein, z. B. bei der 

Einnahme spezieller Krankenkost. Ein solcher Ausnahmefall liegt hier jedoch nicht vor. 


